Dr. Gerhard Wegener, Stadtdirektor a. D.
Bericht zu zwei Gesprachsrunden der

Fachtagung
Chancengleichheit durch Stadtentwicklung
am 6. September 2001 in Castrop-Rauxel

Geschlechter- und Generationengerechtigkeit sind und werden auch weiterhin
aktuelle gesellschaftspolitische Forderungen sein. Das Zentrum Frau in Beruf und
Technik in Stadt Castrop-Rauxel hat in Zusammenarbeit mit dem Institut fir Landes-
und Stadtentwicklungsforschung in Dortmund diese Fachtagung vorbereitet,
organisiert und durchgefuhrt. Frau Dr.-Ing. Ulrike Reutter vom Institut und ich
moderierten die Tagung. Etwa hundert Teilnehmer, zum grof3ten Teil weiblich, hatten
einen Tag lang Gelegenheit, sich mit dieser spannenden Fragestellung zu befassen.
Es ging uns darum, in einer moglichst entspannten Atmosphare Erkenntnisse und
Erfahrungen zur Geschlechtergerechtigkeit zu verbreiten und verbreitern.

Um nicht ins Allgemeine abzugleiten, wurde das Fachthema Stadtentwicklung
gewahlt. Zugleich aber erfasst diese Thematik die ganze Vielfalt menschlicher
Existenz. In der Stadt zeigt sich die Komplexheit gesellschaftlicher Entwicklungen wie
in einem Brennglas. Die fachlichen Vorerfahrungen des Moderationsteams boten
gute Voraussetzungen fur ein Gelingen des Vorhabens, aber auch die
Zusammensetzung der Beteiligten insgesamt, die Zuhdrerschaft wie die Gruppen auf
dem Podium.

EinstimmungsbegrifRungen und Vorreferate bereiteten den Weg vor, tber zwei
Gruppendiskussionen, Handlungsempfehlungen zu finden, die fir den groé3ten Teil
des Auditoriums umsetzungsrelevant waren.

Das Gesamtkonzept fir die Tagung bestand darin, in einem ersten Gespréachskreis
die theoretischen Grundlagen des Gender Mainstreaming zu erarbeiten. Von der
Sprachbedeutung her besagt der Begriff die Hauptstromung der
Geschlechterperspektive. Gender bedeutet im Englischen eben nicht das biologische
Geschlecht, sondern die gesellschaftliche, soziale Konstruktion von Geschlecht.

Der zweite Gesprachskreis sollte verstarkt dem Austausch von Praxiserfahrungen
dienen.

Das Thema der Tagung ist weiterhin aktuell. Es wird akzentuiert durch die
demographische Entwicklung. Unsere Stadte werden leerer. Es zeigen sich darin
Chancen und Risiken. Unsere Gesellschaft wird alter. Auch das hat Vor- und
Nachteile. Die Lebensverhaltnisse bleiben unterschiedlich, wie die Geschlechter
auch. Altere Frauen , bleiben liber*.



Gesprachsrunde 1
Teilnehmerinnen: Prof. Dr. Ruth Becker, Eva Keil, Doris Reich, Gisela Vollmer, Dr.
Brigitte Wotha

Den Einstieg in eine maglichst lebendige, originare Diskussion bot der Hinweis auf
die Auswirkungen der Wissens- und Informationsgesellschaft und auf die Folgen des
Verhaltnisses von Bergbau und Stadtebau fiir das Ruhrgebiet hin. Worin auf3ere sich
hierbei die Geschlechterfrage und was sei neu am Gender Mainstreaming, wurde
gefragt.

In den Antworten und Diskussionsbeitragen wurde auf Gender Planning mit
uberwundenen uberlieferten Traditionen, intensiver Beteiligung und offener Planung
hingewiesen. Eine neue Planungsphilosophie sei nétig. Vom herkdmmlichen
Wohnumfeld misse man zum Alltagsumfeld gelangen. Auch die Wiener
Planungserfahrungen vermittelten, wie wichtig es sei, zu einem neuen
Planungsverstandnis zu kommen. Planerische Allmachtsphantasien sollten
aufgegeben werden. Umsetzung von Planungen, d.h. der Prozess selber, wird
wichtiger. Juristische Bedingungen und 6konomische Kalkulationen gehorten
zusammen.

Von der wissenschatftlichen Seite kamen dann die ersten Versuche von
Begriffsklarungen. Es wurde insgesamt klar, dass eine eindeutige Abgrenzung
zwischen Erarbeitung theoretischer Grundlagen und Vermittlung von
Praxiserfahrungen weder moglich noch nitzlich war. Beides greift ineinander und
beeinflusst sich wechselseitig.

Frauengerechte Planung solle Hierarchien und Interessen an Raumnutzung
verandern. Stadtentwicklung sei Aushandeln von Konflikten. Gender Mainstreaming
beziehe sich darauf, Geschlechterinteressen auszuhandeln und Geschlechterrollen
zu verandern. Vom hoheitlichen Planungsgedanken solle man sich verabschieden.
Kommunikative Planung kdnne den besonderen Fahigkeiten der Frauen
entsprechen. Forderungen nach Gleichstellung miisse es weiterhin geben.

Es ging dann in der Diskussion um das zahlenmé&Rige Verhaltnis von Frauen und
Mannern im Stadtebau und in der Landschaftsplanung sowie in der Wissenschaft
und in Fuhrungspositionen schlechthin. Frauen sind weiterhin unterreprasentiert. In
einigen Bereichen gibt es Verbesserungen. Es wurde klar, dass die Geschlechter am
besten zusammen fir Geschlechtergerechtigkeit eintreten sollten. Gender
Mainstreaming in der Forderungspolitik der Europaischen Union bedeutet eine
Doppelstrategie, die auch gezielte Projekte zugunsten von Frauen erméglicht, um
Nachteile auszugleichen.

Gender Mainstreaming und Gender Planning wurden als Verwaltungsprinzipien
gesehen. Modellprojekte sollte es geben. Investoren mussten durch Gender Planning
befriedigt werden. Effekte im Ruhrgebiet, insbesondere die der Internationalen
Bausaustellung IBA seien Projekte zum Anfassen. Insgesamt hinge der Erfolg von
Personen ab, die in der Verwaltungshierarchie von oben nach unten denken und
durchsetzen.

Mehrfach kam der Hinweis auf die Verbindung von rechtlichen und 6konomischen
Fragestellungen auf. Es ginge um das Verteilen von Ressourcen und Rechten.
Inwieweit nun dadurch Stadtentwicklungsplanung oder die entsprechende Politik



tatsachlich mehr Chancengleichheit und Geschlechtergerechtigkeit schaffen wirde,
blieb letztlich offen. Wir versuchten durch eine Umkehrung weiter zu kommen. Was
ware, wenn wir den Produktionsprozess zum Produkt machten, wenn also die
Stadtentwicklung das Ergebnis einer verstarkten Berucksichtigung der
Geschlechterinteressen waére.

Eindeutig feststellbar war durch die Diskussion geworden, dass Stadtebau wie der
anfanglich genannte Bergbau fast ausschlief3lich Mannerangelegenheiten waren.
Unsere Stadte sind heute weitgehend von Mannerinteressen gepragte Verweilorte.

Es wurde die Feststellung getroffen, dass durch Gender Mainstreaming falsche
Planungsleitbilder vermieden werden kdnnen. Frauen sollten zu konstruktiven
Beteiligungen an Planungsprozessen motiviert werden. Formale Beteiligung an der
Normsetzung allein reicht nicht. Es geht bis zu konkreten sehr lokalen
Qualitatsverbesserungen durch Konsumentinnenbefragungen zu
Eingangssituationen, Hausnebenraumen und Wohnungsgrundrissen. Ahnlich wurde
hinsichtlich der Verkehrsplanung argumentiert. Auch hier muss das Alltagsumfeld
aus der Sicht von Frauen geplant. Es geht um Sicherheit im 6ffentlichen Raum. Es
wurde untersucht, wann Frauen nicht mehr auf die Stral3e gehen, welche Umwege
sie machen und wie viel Zeit sie brauchen. In der Schweiz werden bis zum Jahr 2005
etwa 600 Bahnhofe in diesem Sinne renoviert und umgestaltet. Was aber nun ist das
Ziel und was sind die Wege dahin?

Wir waren mit dem didaktischen Versuch der Umkehrung zur Erkenntnis gelangt,
dass Gender Planning sowie Gender Mainstreaming und Stadtentwicklung sich
gegenseitig beeinflussen missten. Geschlechterfragen spielen fir die Entwicklung
unserer Stadte eine grol3e Rolle. Das sollte in der zweiten Gesprachsrunde aus mehr
praktischer Sicht vertieft werden.

Gesprachsrunde 2
Es nahmen teil: Johann Dieckmann, Dirk Kasten, Gudrun Kel3ler-Wiedeck, Ingrid
Kremer, Helga Sander, Prof. Dr. Barbara Zibell

Unter Hinweis auf die nun geschlechtergemischt zusammengesetzte Runde sollte es
nun vor allem um die Umsetzung der Chancengleichheit zwischen den
Geschlechtern in der Stadtentwicklung gehen. Beispiele aus Hagen und Wuppertal
standen im Vordergrund. In Hagen fuhrte die Suche nach frauengerechterer Planung
zu Irritationen besonders in der mannlich gepragten Politik. Trotzdem erfolgten
finanzielle Férderungen. Es gab einen Verteilungskampf um diese Mittel und einen
Wettbewerb um Qualitat. Wo aber blieb der Erfolg? Was ist eigentlich
Geschlechtergerechtigkeit?

Frauengerechte Planung allein reicht nicht mehr. Auf der anderen Seite geréat die
Beteiligung der kommunalen und wirtschaftlichen Gleichstellungsbeauftragten zu oft
zum Alibi. Die konstruktive Beteiligung der Frauen an der Planung ist aber immer
noch nicht gewabhrleistet, obwohl Frauen besonders auf die Ausgestaltung der
Stadtteile mit Infrastruktur angewiesen sind. Die Diskussionsprozesse uber das
Engagement der Frauen muisste das Stadtteilbewusstsein veréandern. Die Frauen
wurden zum neuen Machtfaktor. Von mannlicher Seite wurde die Forderung erhoben,
um Gender Mainstreaming umzusetzen, missten entsprechende Planungsstandards
im Sinne von Prozessqualitat verbindlich vereinbart werden. Unter Hinweisen auf die



zurickgehenden Bevolkerungszahlen in den Stadten und die Verdnderungen des
Wohnungsmarktes wurden auch Chancen fir eine bessere Umsetzung von Zielen
des Gender Mainstreaming gesehen.

Aus Wuppertal wurde tber eine Checkliste zur Sozialvertraglichkeitsprifung
berichtet. Auch Geschlechterinteressen sollen dadurch in der planerischen
Abwagung besser als bisher bertcksichtigt werden. Die Checkliste soll im
Planungsprozess und in der Durchfiihrung angewendet werden. Insgesamt geht es
um einen ganzheitlichen Ansatz. In der Planungsorganisation ist in Wuppertal eine
fast paritatische Zusammensetzung hinsichtlich der Geschlechter zu vermerken.
Allerdings kommen die Frauen aus den sozialen, die Manner aus den mehr
technischen Bereichen.

Die Erfindung der Checkliste war in Wuppertal nicht etwa ein Ergebnis eines Gender
Planningsprozesses. Es war wohl mehr Einsicht in eine politische Notwendigkeit,
Geschlechterbelange, also Geschlechtergerechtigkeit verstarkt berticksichtigen zu
mussen.

Es hatte auch wenig mit einer ,Frauenvertraglichkeitsprifung® zu tun. Dieser
fragwurdige Begriff wurde in der weiteren Diskussion behandelt. In der Wissenschatft
verwendet, war man in der Gesprachsrunde weitgehend einig, dass ein Gender-Audit
entsprechend dem Oko-Audit erfolgversprechender ware als eine wie auch immer
ausgestaltete Frauenvertraglichkeitsprifung entsprechend der nun sehr verbreiteten
Umweltvertraglichkeitsprifung. Die Funktion des Audit wurde dahingehend erklart,
dass bestimmte Qualitatskriterien dauerhaft in Verfahren und Produkte eingefihrt
werden sollten. Die Prufung der Geschlechtergerechtigkeit sollte als freiwillige
Maflinahme in allen Prozessen, Projekten und Verfahren einbezogen werden, wurde
gefordert. Voraussetzung ware allerdings, dass es sich um lernwillige Organisationen
handelte.

So ergab sich wieder ein Spannungsbogen zur Informations- und
Wissensgesellschaft und zur damit zusammenhéangenden Konkurrenz virtueller und
wirklicher Welten. Zugleich aber ging es in den Beispielen um konkrete
Lebenszusammenhange und Gebrauchswerte vor Ort. Mannliches Denken herrsche
vor. Die starken traditionellen Qualitaten der Frauen sollten verstarkt einbezogen
werden. Die Entwicklung zur Kommunikationsgesellschaft sei dafir eine Chance.
Gender Mainstreaming bote Chancen fiir regelmafige und selbstverstandliche
Diskussionen in diese Richtung. Man musse zuhdren lernen und andere Interessen
einbeziehen. Ethische Forderungen seien zu wenig. Geschlechtergerechtigkeit
musse als notwendig gesehen werden.

Aus der Planungspraxis zeigte sich aus weiblicher Sicht eine Skepsis gegeniber
systematischen Abfragen. Die Ziele frauengerechter Planung seien weitgehend klar.
An der Umsetzung mangele es. Die quantitativen Verhaltnisse hatten sich verandert.
So seien im Planungsamt von Mulheim schon mehr Frauen beschéftigt als M&nner.

Auch in Miinster gabe es ,Abfragemodelle* nicht. Zwischen beteiligten Amtern
wurden Kooperationsvereinbarungen getroffen. Das sei wichtig, um ins Gespréch zu
kommen. Moglichst friihzeitig seien Fraueninteressen einzubringen. Die
Vereinbarungen seien dazu dienlich.



Insgesamt wurden durch diese Diskussion unterschiedliche Positionen deutlich.
Einerseits sei ein Abfrageinstrument wie in Wuppertal durchaus der
Geschlechterproblematik in der Stadtentwicklung dienlich, andererseits kdnne mit
flexiblen Vereinbarungen und personlichem Einsatz mehr erreicht werden.
Finanzielle Férderung und Umsetzungsprobleme stinden im Vordergrund.

Bei der Vertiefung dieser Problematik ergab sich, dass eine blol3e Abhakung von
Frauenbelangen nicht der richtige Weg sein kann. Es muss fir alle Nutzergruppen
abwagend geplant werden. Dazu gehdren die Geschlechter wie die Altersgruppen.

Konsens ergab sich, dass Vereinbarungen zwischen den Beteiligten im
Planungsprozess dann nitzlich sind, wenn dadurch abzuwéagende Belange moglichst
frihzeitig bertcksichtigt werden kénnen. Auf die Methodik kbnne man sich
verstandigen. Initiativen durfe man nicht tberfordern. Verfahrensqualitat wirke sich
aber auf das Ergebnis der Planung aus.

Aus Hagen kam der Hinweis, besondere Methoden der Beteiligung seien zu
erproben. Nur so kbnne man Bedtrfnisse erkunden. Das ehrenamtliche Element sei
durch Serviceleistungen der Verwaltung zu starken. Folgekosten von
Planungsentscheidungen seien zu beachten. Gesellschaftliche
Veranderungsprozesse seien in der Regel von unten nach oben zu betreiben. Auch
Burgerbeteiligung durfe nur einen vertretbaren Aufwand haben.

Diese pragmatischen praktischen Hinweise fanden Zustimmung. Das, was Frauen
dient, muss allen dienen. Das gelte auch fur den 6ffentlichen Personennahverkehr.
Wenn dort Frauen- und Umweltbelange berlcksichtigt werden, diene das auch der
Gemeinschaft schlechthin. Moderationsverfahren dafir seien wichtig und nutzlich.

Diskussion mit dem Publikum

Das sachkundige Auditorium sollte nun einbezogen werden. Am Beispiel der
Abwagungsklausel und der kaum noch zu unterscheidenden 6ffentlichen und
privaten Belange wurde eine Geschlechterinteressenabwagung angesprochen.
Dieses Wortungetim macht die Komplexitat des angesprochenen Themas deutlich.

In der Diskussion wurde die Abwagung als politischer Prozess bezeichnet. Nach der
kinderfreundlichen Stadt musste nachstens eine frauenfreundliche Stadt angestrebt
werden. Was heil3t aber freundlich ? Es missen Belange wahrgenommen werden,
auf die ein Recht besteht. Okologische und 6konomische Folgewirkungen miissen
bedacht werden, auf Frauen und Manner.

Andererseits wurden zu geringe Kenntnisse allgemein fur den planerischen
Abwagungsprozess beklagt. Eine Liste von Abwagungsbelangen und konkrete
Kriterien fur die Projekte einer Stadt in der Bauleitplanung, im Gartenbaubereich, im
Tiefbau, Stralenverkehr, Parkplanung, insgesamt aber auf der Stadt-, Landes- und
Bundesebene sollten vorgegeben sein, wurde gefordert. Zugleich wurde dabei die
Gefahr gesehen, dass nur abgehakt wird. Personen seien wichtig. Wieder wurde auf
die Ungeklartheit der Begriffe verwiesen. Die Gefahr der Standarisierung wurde
aufgezeigt.



Die Diskussion fiihrte weiterhin zu Fragen der Globalisierung und Europaisierung der
Verteilung von Geldern. Es war einsichtig, dass auch das zur Abwagung gehort.

Das Verhaltnis von Ressourcen und Instrumenten wurde angesprochen. Ein harter
werdender Wettbewerb wurde konstatiert. Die Rollen von Frauenbeauftragten,
Beiraten und Regionalstellen wurden behandelt. Die These geschlechtsneutraler
Projekte wurde hinterfragt, insbesondere auf Infrastrukturprojekte,
Altlastensanierungen und Wirtschaftsférderungen bezogen.

Der so recht praktisch behandelte methodisch-instrumentelle Charakter von Gender
Planning und Gender Mainstreaming fuhrte zu der Forderung, erganzend zur
Verwirklichung der Chancengleichheit durch Frauengleichstellungsbeauftragte diese
neuen Instrumente an der Verwaltungsspitze anzusiedeln. Auch solle dadurch eine
Machtverschiebung zugunsten der Frauen erfolgen. Mehr Entscheidungskompetenz
bedeute mehr Macht. Zugleich wurde von dieser Seite eine durch Gender Planning
betriebene frauengerechte Planung als eine allen Altersgruppen gerecht werdende
Planung bezeichnet. Frauenplanung solle aus der Nische eines Exotendaseins
herausgefuhrt werden. Es miusse insgesamt eine menschenfreundliche Planung
geben.

Von der wissenschaftlichen Seite wurde ergdnzend darauf verwiesen, wie wichtig die
Priorisierung sei.

Der Sinn einer gerechten Abwéagung kann nur sein, zu einer gerechten Entscheidung
zu gelangen. Diese setzt trotz aller Ausgleichsversuche meist ein Vor- oder
Zurticksetzen von Belangen, also eine Prioritatensetzung voraus.

Der Diskussionsbeitrag zeigte folgendes auf : Zwar kénne man oder misse sogar bei
jeder Haushaltsentscheidung die Frage der Geschlechter stellen, aber es ginge nicht
darum, Ménnlichkeit und Weiblichkeit zu stabilisieren. Auch sollten nicht etwa
mannliche und weibliche Interessen definiert werden. Die durchgehende
Vergeschlechtlichung, die Mannern und Frauen bestimmte Rollen zuschreibe, misse
aufgeldst werden.

Als Beispiel wurde die geplante Uberbauung des Dortmunder Hauptbahnhofs
genannt. Folge ware ein Niedergang des Einzelhandels. Das habe Auswirkungen auf
die Frauenarbeitsplatze. Das wirke sich wieder auf die wohnortnahe Versorgung und
den gesamten Alltag aus. Wenn Gendergesichtspunkte bei derartigen
Milliardeninvestitionen nicht oder zu spat bericksichtigt werden, bleibt es bei kleinen
unwesentlichen Korrekturen und Erganzungen wie Unter- oder Uberfiihrungen.
Gender Mainstreaming solle die Macht so verteilen, dass es keine Konflikte bei der
Frage der Instrumente und der Beteiligungsverfahren mehr gabe.

Fortsetzung des Podiumsgesprachs

Es wurde nun nochmals versucht, Handlungsempfehlungen herauszuarbeiten.

Aus Wissenschaft und Praxis gleichermalR3en kam die Forderung nach einer
Machtveranderung. Vertraglichkeitsprifungen allein reichten nicht aus. Die einseitige



Dominanz der Manner in FUhrungspositionen wurde kritisiert. Besonders darin wurde
Anderungsbedarf gesehen.

Wichtiger als das burokratische Abhandeln von Punkten und Kriterien in Checklisten
sei engagiertes Personal. Personen stiinden fir die Dinge und insbesondere Frauen
stehen fir die Frauen betreffenden Planungen ein. Geschlechterspezifische Kosten
sollten nicht ausgewiesen werden. Die Frauen sollten in die entscheidenden
Gremien. Dort mussten Antworten gefunden werden auf die Fragen: Wem nutzt das?
Wer soll das machen? Dann sollte man ausweisen, wer diese Interessen einbringen
kann und wie viel Gelder einer Kommune daftr verwandt werden.

Besonders nachdenkenswert war die Aussage aus der Praxis, dass nicht immer ein
zahlenméaRig ausgeglichenes Geschlechterverhaltnis eine Garantie fir
Geschlechtergerechtigkeit sei. Hier stellte sich die Frage des Verhaltnisses von
Quantitat und Qualitat. Dennoch sei es ein Unterschied, ob in technischen Amtern
nur Manner agieren oder ob ein Grol3teil Frauen aktiv sind.

Auch bei diesem Stand der Diskussion zeigte sich, dass es insgesamt mehr Fragen
gab als eindeutige Antworten. So ging es um das Ressourcenproblem. Es bedarf
Geld und Zeit. Darum gibt es einen Verteilungskampf. Frauen engagieren sich gerne
ehrenamtlich. Wie passt das zusammen?

Es wurde Einigkeit erzielt, dass ein breiteres Interesse und eine breitere Betroffenheit
fur die Geschlechterprobleme erzeugt werden muss.

Aus mannlicher Sicht kam die Meinung, dass jede Kommune unter Bertcksichtigung
der handelnden Personen die Verdnderung der Machtverhaltnisse bestimmen sollte,
um ihre soziale Wirklichkeit planen zu kénnen und verninftig fur die Zukunft zu
organisieren. Es lage in der Natur der Sache, dass die Rahmenbedingungen in Wien
anders seien als in Miulheim oder in Wuppertal. Viele Wege kdnnten dazu fihren,
uber Diskussionsprozesse die Wertvorstellungen in den Kopfen zu verandern.
Gesellschaftliche Veranderungsprozesse seien immer von unten nach oben
entwickelt worden.

Fur die Umsetzung von Gender Mainstreaming ist dies sicherlich der richtige Weg.
Nur die Entscheidung, Gender Mainstreaming umsetzen zu wollen, muss oben
getroffen werden.

Handlungsempfehlungen

Handlungsempfehlungen ergaben sich an diesem Punkt der Diskussion jedenfalls
vielfaltig. Burgerbeteiligung misse nicht besonders finanziert werden. Als
Dienstleistung musse die Stadt mit vertretbarem Aufwand dafir sorgen, dass alle
interessierten Gruppen beteiligt werden. Man musse die Menschen aufsuchen,
Umfragen machen, Bedirfnisse abfragen und in Planung umsetzen. Die Politik muss
sensibel gemacht werden. Die Verwaltung sollte das ehrenamtliche Element durch
Serviceleistungen starken. Man kénne Qualitatskriterien fur die Planungsprozesse
vereinbaren. Alle diese Gesichtspunkte wéaren der Geschlechtergerechtigkeit
dienlich.



In der Folge wurde die Entwicklung zur Geschlechtergerechtigkeit in der
uberdrtlichen Politik und in der Forschung behandelt. Frauenbedurfnisse tauchten in
den Stadterneuerungsrichtlinien bereits 1998 auf. Offentlichkeitsarbeit wurde
propagiert. Das Ministerium hatte ein Beratungsgremium, das sich ausschlief3lich
aus Frauen zusammensetzte. Ein paar Manner waren nicht schlecht, wurde gesagt.
Es sollten kompetente Entscheidungstrager sein. Auf wirksame Offentlichkeitsarbeit
wurde abgestellt.

Die Forschung habe zum Thema vieles beigetragen: Leitfaden, Publikationen,
Dissertationen, Diplomarbeiten und Broschiren. Dieses Wissen sei aber nicht
Allgemeingut geworden. Anfang der 90er Jahre sei die Situation gunstiger als heute
gewesen. Die Kompetenzklarheit Bundessituation sei aufgehobe. Verkehr wird ftr
wichtiger gehalten als Raumordnung und Raumplanung.Der heutigen Forschung
fehlten die Ressourcen, insbesondere Geld und Personal. Formal habe man einiges
erreicht. Es gébe einschlagige, weiblich besetzte Professuren. Sie gerieten aber
ohne Ressourcen ins Forschungsabseits.

Minister wie Ministerinnen fuhrten das Wort Gender Mainstreaming haufig im Munde,
aber das Thema wurde nie Mainstreaming, also Hauptsache, Schwerpunkt, Prioritat.

Aus ,ubergeordneter Sicht* wurde ein Férderprogrammcontrolling, ein qualitatives
Controlling fur Fragen des Gender Mainstreaming angeregt. Dadurch entstand ein
Stiick Hoffnung, insbesondere im Rahmen der neuen Steuerungsmodelle den
Problemen der Chancengleichheit und der Geschlechtergerechtigkeit besser als
bisher gerecht werden zu kénnen. Die Diskussion dieser Fragestellungen sei wichtig
und es misse Multiplikatoren daftir geben. Das hatte diese Veranstaltung gewiss
erreicht.

Zusammenfassung und Ausblick

Die Gleichwertigkeit der Geschlechter stand im Vordergrund, nicht die Gleichheit.
Gleichheit kostet immer Freiheit. Chancengleichheit und Gleichwertigkeit kbnnen
Gerechtigkeit zwischen den Menschen schaffen. Die sozialen und biologischen
Komponenten greifen ineinander.

Quantitat der Beteiligung und FUhrungsquoten kénnen in Qualitat umschlagen.

Stadtentwicklung muss Chancengleichheit produzieren. Diese bietet zugleich eine
Chance einer neuen Qualitat der Stadt.

Als Zukunftsvision mag gelten:

Die bisherige von Mannern dominierte Stadt sollte mehr weibliche Qualitaten
erhalten. Die Stadt konnte dadurch menschlicher werden. Es gilt heute noch und ist
vielleicht sogar heute nach dem Jahrhundert des Kampfes der Geschlechter nach
Aussagen von Max Frisch besonders aktuell, was der Psychoanalytiker und
Sozialpsychologe Horst-Eberhard Richter 1978 schrieb:

Wir haben ... eine weitgehend “méannliche” d.h. nichtern technisierte,
kommunikationsfeindliche Arbeitswelt und Uberwiegend eine entseelte Betonkasten-
Wohnwelt in unseren Stadten geschaffen. Eben weil die unterjochten Frauen daran



gehindert worden sind, das an sie separat abgetretene ,weibliche Element von
Menschlichkeit in der gesellschaftlichen Realitat durchzusetzen, haben wir jetzt
allenthalben die Unmenschlichkeit der Arbeitsplatzegestaltung und der
Arbeitsorganisation, der Stadt- und Landschaftsplanung usw. zu beklagen. Was wir
vermissen, sind doch in erster Linie als weiblich geltende Merkmale wie Warme,
schlichtes menschliches Mal3, Liebenswiurdigkeit, Kommunikationsfreundlichkeit.
Quelle: Brich auf ins Licht, Jahresgabe 1988 der Hoesch AG S.257 ff S.260

Eine totale Gleichheit wird zwischen den Geschlechtern wie zwischen den
Generationen wie bei den Lebensverhaltnissen nicht erreichbar sein. Wir sollten
lernen, die Vielfalt des Lebens zu schatzen. Gleichberechtigung lasst sich am
ehesten rechtlich durchsetzen. Gleichwertigkeit ist ein wichtiges
gesellschaftspolitisches Ziel. Selbst wenn man es nie ganz erreicht, lohnt die Mlhe,
diesem Ziel nahe zu kommen. Lebenschancen missen fir alle Menschen
gleichermal3en geschaffen werden.

Die Arbeit an dieser Chancengleichheit muss weitergehen.



	Bericht zu zwei Gesprächsrunden der
	Fachtagung
	Chancengleichheit durch Stadtentwicklung
	Gesprächsrunde 1
	Gesprächsrunde 2
	Diskussion mit dem Publikum
	Fortsetzung des Podiumsgesprächs
	Zusammenfassung und Ausblick


